
Landgericht Dannstadt

Aktenzeichen: 9059/10

e. wfrd gebetec1• .lJ4I1 allen Eingaben das
voratehend. Aktenalehen anzugeben

Kindinger, Richter
Urkund5bea mtinl-beamter der Geschäftsstelle

Im Namen des Vol"kes
Urteil

In dem Rechtsstreit

WEG I
lage t

vertr.d.d. Verwalter der Wohnungseigentumsan-

Klägeri"

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanw. von Heusinger und Kollegen
SüdaJiee 31-35, 56068 Koblenz.
Geschäftszeichen:

gegen

Beklagte

ProzessbevoUmächtigte: Rechtsanw.

wegen PreisanpassungsklauseJ

hat die 9. Zivilkammer des Landgerichts Darmstadt durch den Richter Kindinger als Einzelrichter
aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 22.06.2011

für Recht erkannt:

Es wird festgestellt. dass der zwischen der K1ägerin und der Beklagten, in dem bestehenden Gas-
versorgungsvertragmit der Kundennumme über den 01.08.2006hinaus zu einem,
nicht höheren als dem aus derrt Sondervertrag vom 08.10.1979 von der Beklagten geltend ge-
machten Arbeitspreis von 1,28 CtlkWh fortbesteht.
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ea wird fes1gestefft. dass die jeweligen Forderungen aus der Endabrechnung für das Vemrauchs
jahr 2009 in dem VertragsverhMnla der ParteIen unwirksam sind.

Die Beklagte trtgt die Kosten des VetfahnJns.

Des Urteil ist vc;wtIufig vollstreckbar gegen Sicherheitsleistung in H6he von 110 " des jeweifs ZL
voII8tJeckenden Betragee.
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Tatbestand

Die Parteien streiten Ober die Wlrl<samkeit einer Pl8isanpassungsklausel in einem

ErdgasliefenJngsvertrag:

Oie KlAQerin ist eine Wohnungseigentll'nergemeinschaft und bezieht von der BekJag- .
ten Erdgas. Zwischen den Parteien beSteht seit dem 08.10.1979 ein Erdgasliefe-

rungsvertrag. Dieser ist mft .Sonderpreisregelung B 28 Oberschrieben und sieht vor,

dass der Arbeitspreis je verbrauchte Kilowattstunde 2,50 Pfennig betrlgt.

Der Vertrag enthält unter Ziffer 4. folgende Klausel (Anlage K1. BI. 18 ff. d.A.):

,,4 . PreislJnderungskJausel

4. 1 Die Gaspreise sind wie folgt gebunden:

zu 60 " an den Preis fDr schweres HeiziJI.

zu 20 " an den Preis tor extra leichtes Heiz6l,

zu 20 " an den Lohn.

4.2
a) Der Preis fOr schweres Heizöl (ohne Umsatzsteuer) ist den monatlichen

Vertlffenttichungen des Statistischen Bundesamtes, Wiesbaden,' unter

Fachserie 17, PllJise, Reihe 2, Preise und Preisindkes fOr industrielle Pr0-

dukte (Erzeugel"pleise), zu entnehmen, und zwar der Preis frej Betrieb des

gewerbHchen V&lbtauchers im Bereich ~ 30 Sttaßenkilom8tem ab

Stadtmitte einseht Verbrauchsteuer. Norma/ware (SchwefManteil nicht un-

ter 1,5 ") bei Abnahme im Monat

von 15 bis 200 t
von 200 bis 2.000 t
von 2.000 und mehr t

fDr DOsse/dorf, Frankfurt und MannheimILudwigshsfen.

Maßgebend ist das arithmetische Mittel der Preise der drei Mengenzonen

der drei vorgensnnten Orte und der zWlj/f MonatSW9tte des Kalenderjah-

res.

b) Von dem Zeitpunkt, ab dem Prei86 fOr schwefelarmes schweres HeizCJ

(Schwefelanteil bi$ 1,0 %) vom Statistischen Bundesamt VfJIijffentlicht

werden, gilt als Preis "arschweres HeiziJl das arithmetische Mittel der ver·
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ßffentrlChten Preise (Or schwefe/arme Wam: die in$/Jesondere hinsichtlich

Menge und Ort den Preisen gemlJß Ut. a) am nächsten kommen.

c) Solange Preise far schwefel armes schwel8s HeizlJ/ gem,ß Ui. b) nicht

~ffentlicht wetden. 81hlJht sich fOr die Berechnung des Gaspreises der

jeweilige Preis (ar schweres Heizöl gemiJß Uf. a) um 20,- DM je 1.000 kg.

·Falls die Differenz, die in der BundesfBjJublik D6utschland für garantiert

schwefe/annes schwetes HeiZDI gegenOber Notmalware überwiegSnd er-

zielt wiTd. wesentlich von dem vorstehenden Betrag abweicht, kann jeder

Verlragsparlner verlangen, dass ~r vorstehende Betrag für schwefelar-

mes schweres HeizIJ/ für die Zukunft angepasst wird. .

Kann die Differenz. aus den VeltjffentJichungen des Statistischen Bundes-

amtes entnommen werden, so tritt der vertJffentlichte Wett anstelle des

vorgenannten Betrages.

d) Als Ausgangsbasis IOr das schwere HeizlJI gilt ein Preis von 160,-DM

je 1.000 kg (ohne Umsatzsteuer). 86i der Anwendung der Pteisbestim-

mungen wird diese Ausgangsbasis den sich jeweils entweder aus Ut. a)
und c) oder Uf. b) etpebenden Preisen tur schwefelarmes schwel8s He;z(jl

gegenObergestellt. "

Gestützt, auf diese Klause' passte die Beklagte mehnnals ihre Preise an.

DM!KlAgerin buchte im April 2009 Abschlagszahlungen in Höhe von 891,00 EUR zu-

1'Ock.Aus der Jahresabrechnung vom ;19~06.2009berechnete die Beklagte fOr den

. zeitraum vom 03.06.2008 bis 25.05.2009 auf der Grundlage des Arbeitspreises von

6,26 ctJkWh einen Gesamtbetrag in HOhe von 11.537.65 EUR. Unter Berücksichti-

gung der Zahlungen der Klagerin forderte die Beklagte eine Nachzahlung von

1.221,00 EUR.

Oie Klagenn ist der Auffassung, dass es sich um einen Sondervertrag gemäß § 41

~nWG handelt und somit §4 AVBGasV bzw. § 5 GasGW nicht gelten wOrden. Des

Weiteren ist sie der Auffassung, dass die Preisanpassungsklausel nach Ziffer 4. des

Gasversorgungsvertrages unwirksam sei, da sie gegen das Transparenzgebot ver-

stoße und eine unangemessene Benachteiligung darstelle.

Die Klagenn beantragt nach Änderung des Klageantrags zu 1.) nunmehr:
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1. Es wird festgestellt. dass der zwischen der ~Igerfn und der Be-

klagten, in dem bestehenden Gasversorgungsvertrag mit der

Kundennumm _"' '!lber den 01.08.2006 hinaus zu ei-

nem, nicht höheren als dem aus dem Sondervertrag vom

08.10.1979 von der Beklagten geltend gemachten Arbeitspreis

von 1.28 CtJkWh fortbesteht

2. "Es wird festgestellt, dass die ~iligen Forderungen aus der

En«;tabrechnung fOr das Verbraucnsjahr 2009 in dem Vertrags-

verhältnis der Parteien" unwirksam sind.
Hilfawejse:
1. Es wird festge9teUt. dass die von der Beklagten zum 31.12.2008

geltend gemachte Pleisbestimmung sowie ihre nachfolgend b&-

kannt gemachten Preise des Gaspreises unbiUig sind, und die

von der Beklagten seither geforderten Gaspreise nicht dem Er-

fordernis des §315Abs. 3 BGB entsprechen.

2. Es wird festgestellt. dass die Klägerin bis zur Bestimmung eines

der Billigkeit entsprechenden Gaspreises durch das Gericht nicht

verpflichtet ist,. die von der Beklagten seit dem 31.12.2008 be-

~nnt gemachten Gaspreisbestimmungen zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die I(jage abzuweisen.

. .

Die Beklagte ist der Auffassung, dass es sich bei dem Gasversorungs.vertrag mit der

_Beklagten nicht um einen·SondervertTag im Sinne von §41 EnWG handele, soodem

um einen Normsonder1<undentarif. In diesem Falt handele es sich um ein Grundver-

sorgungsverhlltnis gemäß §36 EnWG mit der Folge, dass ein Erh6hungsrecht nach

§4 AVSGasV bzw. §5 GasGW bestehe. Die Preisanspassungsklausel sei wirksam.
da ledigJich steigende KOsten gewinnneutral an die KIAgenn weitergegeben wOrden.

Außerdem WOrde nicht nur eine ErhOhung stattfinden. sondern bei Kostensenkungen

auch eine Preisabsenkung.

Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf die gewechselten Schriftsätze

samt Anlagen verwiesen sowie auf das Protokoll der mOndlichen Verhandlung.
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E nt sc he idun 9 s g,O n d e

Die Klage ist begrOndet. Oer zwischen der KlIgerin und der 'Beklagten geschfossene Gas

versorgungsvertrag mit der KundenOlmmer • besteht Ober den 01.08.20OE

hinaus zu einem, nicht hOheren als dem aus d~ Sondervertrag vom 08.10.1979 von de

Beklagten geltend gemachten Arbeitspreis von 1,28 CtlkWh fort. Die auf Grundlage da

Preisanpassungsklausel zu einem höheren Arbeitspreis als 1,28 C~ errechneten je·

weiligen Forderungen aus der Endabrechnung für das Verbrauchsjahr 2009 in dein Ver·

tragsvem~ltnis der Parteien sind unwirksam.

Die Preisanpassungsklausel gemäß §4 Abs. 1 AVBGasV bzw. §5 Abs. 2 GasGW gilt tur
das Vertragsvemlltnis der Parteien nicht unmittelbar. Es handelt sich nicht um einen Ta-

rifvertrag mit allgemeinen Tarifpreisen i.S. von § 6 Abs. 1 'EnWtG 1935 (entspr. Altgemei-

nen Tarifen nach §, 10 Abs. 1 EnWG 1998. Grundversorgungsvertrag mit allgemeinen

Preisen nach § 36 Abs. 1 EnWG 2005), sondern um einen so genannten Sonderverlrag im

Sinne des §41 EnWG.

FOr d;e Beurteilung. ob es sich um einen Tarif- beziehungsweise Grundversorgungsvertrag
, .

mit allgemeinen Tarifpreisen (§ 6 Abs. 1 E,nWIG 1935). AJlgemeinen Tarifen (§ 10 Abs. 1

EnWG 1998) oder Allgemeinen Preisen im Sinne von § 36 Abs. 1 EnWG 2005 handelt.

kommt es darauf an, ob ,das betreffende Versorgung&untemehmen die Versorgung zu 01-

terltflch bekannt gemachten Bedingungen und Pre_n - aus der Sicht eines durchschnittli-

chen Abnehmers - im Rahmen einer Versorgungspflicht nach den genannten Vorschriften

oder unabhängig davon im Rahmen der allgemeinen Vertragstreiheit anbietet (vgl. BGH

Urteil vom 15.07.2009. VIII ZR 225107; Urteil vom 14.07.2010, VIII ZR 246/08; OlG Kob-

lenz, Urteil vom 02.09.2010, U 1200/09).

Unabhlngig davon, ob das hier verwendete Vertragsmuster öffentlich bekannt gemacht

worden war. 'ergibt die Auslegung im vorliegenden Fal, dass die Parteien im Jahre 1979

kein Tarifvertrag im Sinne von § 6 /4bs. 1 EnWJG. sondern einen Sondervertrag abge-

schlossen haben. Dafür, dass es sjch hier nicht um einen normalen Tarifvertrag handelt.

spricht bereits,' dass d$r Preis im Vertrag ohne Bezugnahme auf tiNnen Tarif beziffert ist.

FOr den Charakter als Sondervertrag spricht auch die Bezeichnung als Sonderpreisrege-

rung. Da in dem Vertrag kein Bezug zu algemein geltenden Tarifen genommen wird. war

fOr die Kllgerin nicht erkennbar, dass die Bek.ragte • zu öffenUich bekannt gemachten,

10r jedermann geltenden Preisen liefern würde. hJs der maBgebfichen Sicht eines durch-

schnittfichen Abnehmers stellte der Vertrag sich deshalb als Sondet1<undenveftrag dar.
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Dies wird dadurch bestltigt, dass die Beklagte erkennbar selbst davon ausgeht. dass e

sich bei dem Vertrags'lerhlltnis mit der Kllgerin nicht ~ einen Tarifvertrag im Sinne VOI

§ 6 Abs. 1 EnWIG handelt. Denn unter Ziffer 7 des Vertrages wird auf die allgemeinet
Versorgungsbedjngungen Bezug genommen (vg1. hierzu OlG Frankfurt a.M., 11 U 61/07).

Ein Preisbestimmungsrecht besteht daher nicht nach §4 Abs. 1 AVBGasV bzw. §5 Abs. ~

GasGW in unmittelbarer Anwendung, sondern setzt eine diesbezügliche Vereinbarung
:J

der Parteien voraus.

Die Preisanpassungsklausel gemlß Ziffer 4 des Erdgaslieferungsvertrages vom

08.10.1979 ist gem. § 307 Abs. 1 S. 18GB unwirksam. Die Klausel stellt eine unange-

messene Benachteiligung der Kllgenn dar.

Bei SondervertrAgen der Gasversorgung findet zwar gemäß § 310. Abs. 2 8GB eine In-

haltskontrolle nach §§ 308 und 309 8GB nicht statt. soweit d., Versorgungsbedingungen

nicht zum Nachteil der Abnehmer von der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für
die Versorgung von Tarifkunden ~it Gas (AVBGasV) abweichen. an deren Stelle die

GasGW getreten ist Die Preisanpassung_egeIung untertiegen aber als Preisnebensbre-

den in jedem Fall der Inhaltskontrofle nach § 307 Abs. 1 und 28GB (BGH NJW 2009.

2662, 2664 Rn. 18). Dieser Kontrolte hllt die vorliegende Klausel nicht stand, weil sie die
. . .

KlIgerin unangemessen benachteiligt. .

Preislnderungsk'auseln sind dabENnicht generell unwirksam. Sie stellen vielmehr ein ge-

eignetes und anerkanntes Instrument zur Bewahrung des Gleichgewichts von Preis und

Leistung bei langfristigen Verträgen dar. Denn sie dienen dazu, einerseits ~m Vetwender
das Risiko langfristiger Kalkulation abzunehmen und ihm seine Gewinnspanne trotz nach~

traglicher ihn belastende Kostensteigerung zu sichem. und anderersei\S den Vertragspart·. .
ner davor zu bewahren, dass der Verwender mOgliche künftige Kostenerhöhung vorsorg-

lich schon bei Vertragsschluss durch RisikozuschlAge aufzufangen versucht (vgf. BGHZ

172,315. Tz. 22; 176, 244, Tz. 14; 180.257, Tz. 23).

Vorliegend fehlt es jedoch an einem schutzwOrdigen Interesse, das die Beklagte an der

verwendeten Preisänderungsldausel vorweisen kOnnte.
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Oie Preisanpassungsklausel gemäß Ziffer 4 des Vertrages berOcksichtigt die Entwicklun~

- "der Preise fOr schweres Heizöl, fOr extra leichtes Heizöl sowie die EnWcklung der Löhne.

Als anerkennenswertes Interesse des Gaslieferanten an der Verwendung dieser Klause

kommt vorliegend nur das BedOrfnis der Beklagten, Kostensteigerungen in adlquater Wei

se an seine Kunden weiterzugeben, in Betracht. Die Schranke" des § 307 Abs. 1 Satz ~

8GB ist in diesem Fall jedoch ObelSctuitten, wenn Preisanpa&sungsbestimmungen derr

Verwender die Möglichkeit einräumen, über die Abwalzung konkreter Kostensteigerunger

hinaus den zunächst vereinbarten Preis ohne jede Begrenzung anzuheben und so nicht

nur eine GeMnnschmllerung zu vermeiden, sondem einen zusAtzHchen Gewinn zu erzie-

len (vgl. BGHZ 176, 244, Tz. 18; 180. 257, Tz. 25; BGH. Urteile vom 21. 8eptember 2005,
VIII ZR 38105, WM 2005.2335, unter If 2. und vom 13. Dezember 2006 - VIII ZR 25/06,

NJW 2007, 1054, Tz. 21, Urteile vom 24. Marz 2010, VIII ZR 304108, Tz. 43 und VIII ZR

178J08 Tz. 35). Dies ist bereits dann anzunehmen, wenn eine Klausel dem En~rgieversor-

ger eine Preiselhöhung auch in den Fillen ertaubt, in denen ein Anstieg bei einem der

Kostentaktoreri durch rückläufige Kosten fn anderen Bereichen ausgeglichen wird und das

Versorgungsuntemehm~ daher insgesamt keine höheren Kosten zu tragen hat, als dies

bei Abschluss des BelieferungsYertrags der Fan war (vgl. BGH, Urteüe vom 21. september

2005. aaO, unter 113 C; vom 13. Dezember 2006, aaO, Tz. 23; voI'l124. Mlrz 2010, VIII ZR

304108, Tz. 43 und VIII ZR 1"78/08 Tz. 35).

Zwar ist es der Beklagten nicht ohne Weiteres möglich. den vereinbarten Preis .ohne jede

.Begrenzung anzuheben-, denn spätestens bei .der Preislnderung von mehr als um 30 %
ist die Klägerin berechtigt, die Angemessenheit der Preise überprüfen zu lassen (Zift. 4.7
des Erdgaslieferungsvertrages vom 08.10.1979). Die Preisanpassungsbestimmung der

Beklagten benachteifigt ~ie Klägerin jedoch deshalb unangemessen, weU sie die mögliche

KostenentwickJung bei der Beklagten nicht in jedem FaH zutreffend abbildet, sondern die-

set die Möglichkeit einer unzulässigen Gewinnsteigerung erotfnet.

Oie vorliegende Klausel berQcksichtigt lediglich die Preise für schweres HeizOI, fOr extra

leichtes Heizöl sowie die Entwicklung der löhne, nicht jedoch weitere Kostenfaktoren wie

Netz- und Vertriebskosten sowie staatliche Abgaben. Damit ist nicht sichergestent, dass

eine Ertlöhung des Gaspreises dann ausgeschlossen ist, wenn der Anstieg der Bezugs-

kosten durch Kostensenkungen in anderen Bereichen aufgefangen wird.
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Da die- Klausel der Beklagten somit die Möglichkeit zur verdeckten Gewinnmaximierun

bietet, velSt6ßt sie gegen § 307 Abs. 1 S. 1 8GB (vgl. BGH. Urteile vom 24. März 201(

VIII ZR 304108. Tz. 49 und VIII ZR 178108 Tz. 40).

Auch aus den vorbehaltlosen zahlungen der Krlgerin ergibt sich keine wirksame Verein

barong der Preisemöhungen. In Fällen, in denen nicht nur die BUligkeit der Preiserhöhunl

im streit steht. sondern in denen es bereits an einem wirksamen Anpassungsrecht det

Versorgungsunternehmens fehlt. weit die Preisanpassungsklausel unwirksam ist, fOhrt dei

widerspruchslose Bezug von Gas im Anschluss an eine PreiserhOhung nicht dazu. dast
der erhöhte Preis zu deni zwischen d~ Parteien vereinbarten Preis wird (vgt. BGH, Urteil

vom 14.07.2010. VIII ZR 246108. Tz. 59; OlG Koblet1Z. Urteil vom 02~09.2010.!J 1200109.
S. 12; OLG Frankfurt a.M., Urteil vom 07.12.2010. 11 U 27/10. S. 5). Denn anders als in
solchen Fallen ist bei einseitigen Preiserhöhungen in einem Tarifkundenvertrag gemäß §4

Abs. 1 und 2 AVBGasV (jetzt fljr Grundversorgungsvertrage: § 5 Abs. 2 GasGW) nicht

zweifelhaft. ob das Versorgungsuntemetvnen den Preis überhaupt anpassen durfte; es

besteht lediglich UngewisSheit darOber,. ob die Preisanpassung der BilligkeitskontroHe ge-

maß § 315 Abs. 3 8GB s~ndhart. Diese gerichtliche BilligkeitskontroNe findet nur statt,

wenn der Kunqe die Unbilligkeit der leistungsbestimmung durch Klage geltend macht

oder wenn er gegenOber der Leistungsbestimmüng de$ Versorgers den Einwaßd der Un-

billigkeit erhebt und der Versorger im Wege der LeistungskJage vorgeht. Vor diesem Hin-

tergrund ist es gerechtfertigt, das Verhaften des Kunden, der nach Übersendung einer auf

einer einseitigen Preiserhöhuog ·basierenden Jahresabrechnung weiterhin Gas bezogen

hat. ohne die PreiserhOhung in a~r Zeit gemaß § 3158GB zu beanstanden,

dahin auszulegen. dass er die Btlligkeit der PreiserhOhung nicht in Frage stelJt und ihr un--
. .

ter diesem Aspekt zustimmt. Hingegen kommt eine weiter gehende Auslegung des Kun-

denverhaltens dahin, dass er nicht nur die Billigkeit der jeweiflg8n einseitigen Preisande-
rung, sondern - soweit es darauf an~mt • auch die Berechtigung des Versorgungsun-

temehmens zur einseitigen Preisl~erung an sich akzeptiert. nicht.in Betracht (vgl. SGH,

Urteil vom 14.07.2010, VIII ZR 246108, Tz. 59).

Die von der Beklagten vorgenommenen Preiserhöhungen sind auch nicht aufgrund eines

Preisbesttmmungsrechts der Beklagten wirksam. dass sich aus einer ergänzenden Ver-

tragsauslegung gemlB §§ 133. 1578GB ergibt. Sind Allgemeine Geschäftsbedingungen

unwirksam. so bfeibt der Vertrag grundsatzlieh nach § 306 Abs. 18GB im Übrigen wirk-

sam. sein Inhalt richtet steh gemäß § 306 Abs: 28GB nach den gesetzlichen Vorschriften.
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zu denen auch die Bestimmungen der §§ 157. 133 BGB Ober die ergänzende Vel .

tragsauslegung zählen.

Eine erglnzende Vertragsauslegung kommt in Betracht. wenn ein langwieriges Gasver

sorgungsverhAltnis bestehtt der betroffene Kunde den Preiserhöhungen und den darau

basierenden Jahresabrechnungen über einen längeren Zeitraum nicht widersprochen ha-

und nunmehr auch fOr lAnger zurOckliegende zeitabschnitte die Unwirksamkeit der Preis·

erhöhungen geltend macht. Sind in einem solchen Fall die Gestehungskosten des Gas-

versorgungsunternehmens erheblich gestiegen und ergibt sich daraus tOr die betroffenen. -

ZeitrAume ein erhebliches MJssverhlltnis zwischen dem Wert der von dem Unternehmen
, -

.zu erbringenden Leistung und dem vereinbarten Preis. tässt sich die Annahme eines nicht

mehr int&reS$8ngerechten ErgebniSses jedenfaHs hinsichtlich .der langer zurückliegenden

Zeitabschnitte nicht ohne weiteres mit der BegrOndung vemeinen. dass eine KOndigungs-

meglichkeit bestand. Denn für das Versorgtlngsuntemehmen bestand in einem solchen

Fall zunlchst kein Anlass. eine. KOndigung des Vertrages in Erwagung ~ ziehen (vgt

S'GH, Urteil vom 14.07.2010, Viii ZR 246108, Tz. 52; OlG Frankfurt a.M., Urteil vom
07.12.2010, 11 U 27110, S. 7).

FOr eine solche ergänzende Vertragsauslegung besteht im vOlfiegenden FaU allerdings

schon deswegen keine Veranlassung, wen die BereicherungsansprOche der KlAgenn auf,

ROckzahlung geleisteter Entgelte weitgehend verjährt sind (ebenso OLG Frankfurt ~.M .•

Urteil vom 07.12.2010, 11 U 27/10. S. 7 ff., OlG Koblenzt Urteil vom 02.09.2010, U

1200109. S. 12 ff.). Die bereicherungsrechtlichen RückforderungsansprOche der KlAgenn

unterliegen der dreijlhrigen Verjährung gemäß § 1958GB. Oie Verjahrungsfrist begann

gemlß § 199 Abs. 18GB jeweils mit Ablauf des Jahres. in dem die zahlung erfolgt ist,·

denn ihre Z8h'ungsansprOche waren jeweils im Zeitpunkt der zahlung entstanden und die

KIIgerin kannte die anspruchsbegründenden Umstande sowie die Person der Schuldners

oder hatte d~. UmstAnde jedenfaUs ohne grobe Fahrtassigl<eit kennen mOssen. Danach

sm die ROckforderungsansprOche der KIAgenn hinsichtlich ~r zahlungen, die sie in den

Jahren 1979 bis einschließlich 2007 vorgenommen hat, verjlhtl Die Verjährung dieser

RQckforderungsansprOche begann spätestens am 1.1.2008 und endete mit Ablauf des

31.12.2010. ROckforderungsansprOche der KIAgenn hinsichtlich der ab dem Jahr 2008

gezahlten Entgelte sind nicht geeignet das VertragsgefOge völlig einseitig zu Gunsten der

KlAgerin ~ verschieben. Einer ergänzenden Vertragsauslegung bedarf es mithin nicht.



• 11

Dies fOhrt dazu, dass nicht nur die PreiserhOhung der Beldagten im Jahr 2009, sonderr

auch sAmtliche vorangegangenen PreiserhOhungen unwirksam sind und der Vertrag uno
verlndert zu dem hn Vertrag vom 8.10.1979 vereinbarten Arbeitspreis von 1.28 CtJkWt

fortbesteht

Der Kostene~eidung liegt §91 ZPO zugrunde.

Die vorläufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus §709 ZPO.

Der Streitwert wird auf 11.537,65 EUR festgesetzt. Mit den KJageantragen wird die

F~erung der Beklagten 8US der Endabrechnung vom 19.06.2009 insgesamt in Ab .•

rede gestellt, so dass sich der Streit.Wert aus der Höhe der Rechnung ergibt (vgl.
OlG Frankfurt sm Main. B.v.14l1.10.2009, 11 U 1a1109; OLG Koblenz, Beschluss vom

22.02.2010, W 738109).


